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Nordrhein-Westfalen

Andreas Kost

1 Nordrhein-Westfalen im Spiegelbild von
Zahlen und Aufgaben

Nordrhein-Westfalen ist mit ca. 18,1 Millionen Einwohnern das bevolke-
rungsreichste und am dichtesten besiedelte, mit einer Flache von 34113
Quadratkilometern allerdings nur das viertgrofte Flichenland der Bun-
desrepublik Deutschland. Im Land leben rund 532 Menschen auf einem
Quadratkilometer, wihrend es im gesamten Bundesgebiet durchschnitt-
lich nur 232 sind. Allerdings schwankt die Siedlungsdichte innerhalb des
Landes betrachtlich: In den kreisfreien Stadten leben auf gleichem Raum
etwa sechsmal mehr Menschen als in den ibrigen Landesteilen. Die Me-
tropolregion Rhein-Ruhr — ein im Landesentwicklungsplan gesetzlich
definierter Verdichtungsraum - ist mit ca. zehn Millionen Einwohnern
eine der funf grofSten Metropolregionen in Europa. Zudem ist das Land an
Rhein und Ruhr mit einem Bruttoinlandsproduke von 793,8 Milliarden
Euro (2022) der wirtschaftsstarkste deutsche Gliedstaat (20,5 Prozent des
gesamtdeutschen BIPs).

Heute zahlt man in Nordrhein-Westfalen insgesamt 396 Gemeinden,
darunter 22 Grofstadte mit dem Status einer kreisfreien Stadt. Die iibrigen
374 Kommunen sind in die 31 Kreise des Landes eingegliedert. Die Kreise
sind selbstverwaltete kommunale Gebietskorperschaften. Sie regeln die
anfallenden tberértlichen Angelegenheiten, soweit sie nicht dem Staat
vorbehalten sind, und erfillen im Interesse der kreisangehdrigen Ge-
meinden kommunale Aufgaben, die Giber die Verwaltungs- und Finanz-
kraft der einzelnen Gemeinden hinausgehen und auch nicht von mehreren
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Andreas Kost

Gemeinden zusammen erledigt werden koénnen, z. B. Wirtschaftsforde-
rung, Fremdenverkehrswerbung, Unterhaltung eines Regionalmuseums.
Seit dem 21. Oktober 2009 ist mit der Stidteregion Aachen ein Kommu-
nalverband besonderer Art gegriindet worden, der als Rechtsnachfolger
den Kreis Aachen abldste. Verbandsmitglieder sind die kreisfreie Stadt
Aachen und der Kreis Aachen mit seinen neun Kommunen. Mit der Bil-
dung einer solchen Stadteregion wird erstmalig in Nordrhein-Westfalen
ein Regionsmodell erprobt.

Von den 396 politisch selbststandigen Stidten und Gemeinden gelten
272 als Stadte und 124 als sonstige kreisangehdrigen Gemeinden. Darunter
befinden sich dreiffig Grof$stadte mit tiber 100000 Einwohnern (> Tab. 9)
- eine Groflenordnung, die nicht annidhernd in einem anderen Bundesland
erreicht wird. Im Vergleich aller deutschen Flachenlinder hat Nordrhein-
Westfalen mit rund 45000 Einwohnern die héchste durchschnittliche
Gemeindegrofe. Die grofite Stadt ist K6ln mit knapp 1,1 Millionen Ein-
wohnern, die Landeshauptstadt ist Disseldorf (ca. 630000). Die kleinste
Gemeinde des Landes im Gebiet des Nordrheins ist Heimbach (4365) im
Kreis Diiren, im westfalischen Landesteil handelt es sich um Hallenberg
(4537) im Hochsauerlandkreis. Im Westen des Landes gibt es mehr
GrofSstadte als im Osten, der stirker durch Mittelstadte gepragt ist. Diese
ungleiche raumliche Verteilung geht auf unterschiedliche 6konomische
Bedingungen in den beiden Landesteilen zuriick. Dies liegt nicht nur da-
ran, dass der westliche Teil friher besiedelt wurde, sondern er ist gleich-
zeitig die Wiege der deutschen Industrialisierung im frithen 19. Jahrhun-
dert.

Da das Land selbst nur in einigen bestimmten Bereichen (Lehrerinnen
und Lehrer, Polizei, Justizbedienstete) iiber eigene Unterbehdrden verfiigt,
werden die meisten Verwaltungsaufgaben von Kreisen und Gemeinden
wahrgenommen. Es existiert aber eine allgemeine Weisungskette vom
Ministerium fiir Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung iiber die
Regierungsprisidien zu den hauptamtlichen Birgermeistern und Land-
riten und von dort in den kommunalen Bereich hinein. Auf der mittleren
Stufe der staatlichen Verwaltung kommt den Bezirksregierungen in Diis-
seldorf, Koln, Miinster, Detmold und Arnsberg eine besondere Bedeutung
zu, da sie in ihrem Territorium fiir alle Verwaltungsaufgaben zustindig
sind, die nicht ausdriicklich auf besondere Behorden tibertragen wurden.

190

© 2025 W. Kohlhammer, Stuttgart



Nordrhein-Westfalen

Tab. 9: Die 30 einwohnerstarksten Stadte in Nordrhein-Westfalen, 2022

Stadt Kreis Einwohner
Koln kreisfrei 1084831
Dusseldorf kreisfrei 629047
Dortmund kreisfrei 593317
Essen kreisfrei 584580
Duisburg kreisfrei 502211
Bochum kreisfrei 365742
Wuppertal kreisfrei 358876
Bielefeld kreisfrei 338332
Bonn kreisfrei 336465
Munster kreisfrei 320946
Ménchengladbach kreisfrei 268465
Gelsenkirchen kreisfrei 263000
Aachen Stadteregion Aachen 252136
Krefeld kreisfrei 228426
Oberhausen kreisfrei 210824
Hagen kreisfrei 189783
Hamm kreisfrei 180849
Mulheim an der Ruhr kreisfrei 172404
Leverkusen kreisfrei 165748
Solingen kreisfrei 160643
Herne kreisfrei 157368
Paderborn Paderborn 154755
Neuss Rhein-Kreis Neuss 154139
Bottrop kreisfrei 118113
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Tab. 9: Die 30 einwohnerstarksten Stadte in Nordrhein-Westfalen, 2022 - Fort-

setzung
Stadt Kreis Einwohner
Remscheid kreisfrei 112613
Bergisch Gladbach Rheinisch-Bergischer Kreis 112712
Recklinghausen Recklinghausen 111734
Moers Wesel 105287
Siegen Siegen-Wittgenstein 102560
Gutersloh Gutersloh 102393

Quelle: Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.
NRW), 31.12.2022

Sie unterstehen dem oben genannten Ministerium und iben die Aufsicht
tiber die Kreise und Gemeinden aus. So kann bei den Aufgaben der Ge-
meinden zwischen staatlichen Auftragsangelegenheiten (z. B. Durchfiih-
rung von Wahlen) und den eigentlichen kommunalen Angelegenheiten
unterschieden werden. Letztere sind jene mit freier Entscheidungsverfi-
gung (freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben wie Theater, Sportplatze, Ju-
gendzentren), staatlich verordneten kommunalen Aufgaben (Pflichtauf-
gaben der Selbstverwaltung wie Bau und Unterhaltung von Schulen,
Sozialhilfe, Strafenreinigung) oder Aufgaben mit enger Bindung an
staatliche Vorgaben (Pflichtaufgaben zur Erfillung nach Weisung wie
Bauaufsicht, Gesundheitsimter, Zahlung von Wohngeld). Schlieflich gibt
es im sozialen und kulturellen Bereich sowie dem Strafenwesen noch
gemeinsame regionale Aufgaben, die durch die beiden Landschaftsver-
bande Rheinland und Westfalen-Lippe abgedeckt werden, in denen die
Kreise und kreisfreien Stadte zusammengeschlossen sind. Die Land-
schaftsverbande gelten verfassungsrechtlich als ein Teil der kommunalen
Selbstverwaltung.

So kann die Stellung der Gemeinden in Nordrhein-Westfalen im We-
sentlichen an Aspekten bzw. Traditionslinien kommunaler Selbstverwal-
tung, an den institutionellen Gegebenheiten des politisch-administrativen
Systems (z. B. Birgermeister, Rat und Gemeindeverwaltung), am kom-
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Nordrhein-Westfalen

munalen Entscheidungsprozess, an den Ausformungen der Biirgerbeteili-
gung und nicht zuletzt an den Finanzen festgemacht werden.

2 Biirgermeister und Biirgermeisterinnen:
zentrale kommunale Akteure

Die seit 1999 in Nordrhein-Westfalen eingefiihrte Direktwahl des Burger-
meisters bzw. der Birgermeisterin lehnt sich an das Modell der Stiddeut-
schen Ratsverfassung an. Er oder sie ist kein Ratsmitglied, besitzt allerdings
Stimmrecht im Rat und hat den Status eines kommunalen Wahlbeamten
auf Zeit. Er oder sie leitet und verteilt die Geschafte, kann sich aber auch
bestimmte Aufgaben vorbehalten und die Bearbeitung einzelner Angele-
genheiten selbst ibernehmen.

Das Amt des nordrhein-westfalischen Birgermeisters tibt in den Ge-
meinden zwei wesentliche Funktionen aus. Er oder sie ist

* Chef bzw. Chefin der gesamten Verwaltung und
 Vorsitzender bzw. Vorsitzende des Rates sowie des wichtigsten Aus-
schusses, des Hauptausschusses.

Die Aufgabe als Verwaltungsleitung besteht darin, die Beschliisse des Rates,
der Bezirksvertretungen und der Ausschiisse vorzubereiten und durchzu-
fihren. Sie entscheidet auflerdem in allen Angelegenheiten, die ihr vom
Rat und von den Ausschissen zur Entscheidung tibertragen worden sind.
Welche Angelegenheiten das sind, kann in einer kreisangehorigen Klein-
stadt schon etwas anders ausschauen als in einer GrofSstadt.

Eine der herausragenden Aufgaben des Burgermeisters (die in der Ge-
meindeordnung geregelt sind, vgl. § 62 GO) ist der Vorsitz im Rat. Er oder
sie gibt den Zeitpunkt und den Ort der Ratssitzungen bekannt und setzt
die Tagesordnungspunkte fest; allerdings kénnen auch ein Finftel der
Ratsmitglieder oder eine Fraktion eine Einberufung verlangen. Dabei leitet

193

© 2025 W. Kohlhammer, Stuttgart



Andreas Kost

der Birgermeister die Sitzungen, achtet auf die ordnungsgemafse Durch-
fithrung und tibt das Hausrecht aus. Entsprechend detaillierte Einzelheiten
sind in der jeweiligen Geschiftsordnung des Rates einer Gemeinde auf-
gefithrt. Fur kreisfreie Stadte ist die Bezirksregierung und fir kreisange-
hérige Gemeinden die Landritin bzw. der Landrat (als untere staatliche
Verwaltungsbehorde) die Aufsichtsbehérde. Der Landrat tibt die gleichen
Funktionen wie der Biirgermeister auf der Ebene des Landkreises aus. Er
oder sie sitzt dem Kreistag vor, bereitet dessen Sitzungen vor und leitet
diese. Neben der Beaufsichtigung der Gemeinden des Landkreises leitet der
Landrat die Kreisverwaltung und fithrt deren Geschafte. Dazu gehort auch,
dass er oder sie den Kreis in rechtliche Fragen vertritt. Zudem muss der
Landrat die Landesregierung tiber landespolitisch Relevantes in seinem
Landkreis informieren.

Der Biirgermeister vertritt aufSerdem als oberster kommunaler Repri-
sentant den Rat und die Gemeinde nach auflen: Er oder sie reprasentiert
bei Empfiangen (z. B. fiir auslindische Delegationen), pflegt direkte Kon-
takte zur Presse, agiert sozusagen als ein »kommunaler Auffenminister« bei
Stadtepartnerschaften oder fiithrt personlich Ehrungen von verdienten
Biirgerinnen und Burgern durch. Letztlich ist er oder sie fir die innere
Organisation der Gemeindeverwaltung (Aufbau- und Ablauforganisation),
die Geschaftsverteilung, die Erledigung der Geschifte der laufenden Ver-
waltung und grundsitzlich auch fir die Erledigung der Gbertragenen
staatlichen Aufgaben (Auftragsangelegenheiten) eigenverantwortlich zu-
standig. Nicht zuletzt aber das Rickholrecht des Rates schrinke die Au-
tonomie, mit der er oder sie diese Aufgaben wahrnimmt, etwas ein.

Die Direktwahl der Biirgermeister in den Stadten und Gemeinden und
(vom Wahlverfahren deckungsgleich) der Landrite in den Kreisen funk-
tioniert in Nordrhein-Westfalen nach den Prinzipien der Mehrheitswahl,
d. h., gewahlt ist, wer mehr als die Hilfte der giiltigen Stimmen erhalten
hat. Erreicht keiner der Kandidierenden im ersten Wahlgang die absolute
Mehrheit, also tber 50 Prozent der Stimmen, findet eine Stichwahl unter
den zwei Bewerbern mit den héchsten Stimmenanteilen statt.

Im Herbst 2007 wurden die Gemeindeordnung und auch das Kom-
munalwahlgesetz auf Initiative der damaligen CDU/FDP-Landesregierung
novelliert, um Birgermeisterdirektwahl und Ratswahl (analog Wahl der
Landrite und der Kreistage) zeitlich zu entkoppeln. Bei der Kommunal-
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wahl 2009 wurden die Birgermeister und Landrite auf sechs Jahre ge-
wahlt, wihrend die jeweiligen Gemeinderate und Kreistage weiterhin fir
funf Jahre amtierten. AufSerdem wurden — nach heftigen politischen
Kontroversen — auch die Stichwahlen fir Birgermeister und Landrite
abgeschafft: gewahlt war also der Kandidierende mit einfacher Mehrheit.
Ferner wurde die Altersgrenze fiir gewahlte Biirgermeister und Landrite
aufgehoben. Doch anscheinend fiihrten die Ergebnisse der Birgermeis-
terwahlen 2009 (insbesondere wohl die fiir die CDU nicht giinstigen Er-
gebnisse in den kreisfreien Stadten) zu einem erneuten Umdenken, so dass
man die Kehrtwende bzw. die erneute Zusammenlegung von Rats- und
Biirgermeisterwahlen ab 2020 durch die bis 2017 amtierende rot-griine
Landesregierung im Grundsatz unterstiitzte. Zudem wurde mit dem
»Gesetz zur Stirkung der kommunalen Demokratie« aus dem Jahr 2012
den Birgermeisterinnen und Birgermeistern ermoglicht, ihr Amt ein-
malig vorzeitig niederzulegen, damit schon im Mai 2014 Rats- und Bir-
germeisterwahlen wieder gemeinsam stattfinden konnen. Ungefahr finf-
zig Prozent der Amtsinhaber machten davon Gebrauch. Bei den ein letztes
Mal separat durchzufiithrenden Biirgermeisterwahlen 2015 galt in Nord-
rhein-Westfalen fir die neuen Amtstrager dann nur noch eine fiinfjahrige
Amtsperiode. Begleitet wurden diese kommunalpolitischen »Volten« mit
den Argumenten, dass eine Zusammenlegung der Wahltermine Kosten
sparen wiirde und durch die zeitgleiche Wahl von Gemeinde- und Stadt-
riten sowie Birgermeistern die Wahlbeteiligung gesteigert werden konnte.
Eine Orientierung an den siddeutschen Bundeslindern ist bei den etab-
lierten Parteien in Nordrhein-Westfalen an dieser Stelle definitiv nicht zu
erkennen.

Kandidierende fiir die Biirgermeisterwahl konnen nur in einer Kom-
mune antreten, mehrere Kandidaturen in verschiedenen Gemeinden bzw.
Kreisen sind nicht moglich. Die Wihlbarkeit fiir das Amt des Burger-
meisters ist ahnlich gefasst wie bei der Ratswahl (» Kap. 3). Allerdings muss
der Kandidat mindestens 23 Jahre alt sein und ein Wohnsitz in der Kom-
mune, in der er oder sie antritt, ist nicht erforderlich. Ein Hauptwohnsitz
in der Bundesrepublik Deutschland gendgt.

Die Birgermeisterdirekewahlen zeichnen sich in Nordrhein-Westfalen
(bei gebotener differenzierter Sichtweise) durch eine eher geringe Wahl-
beteiligung aus. Die durchschnittliche Wahlbeteiligung liegt nicht selten
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unter finfzig Prozent. Dabei unterscheidet sich die Wahlbeteiligung in
den Kommunen teilweise jedoch erheblich. Insgesamt wird erkennbar,
dass die Wahlbeteiligung mit der Gemeindegrofe sinkt.

Der Typus des hauptamtlichen Biirgermeisters tibt in der Regel eine
pragende Gestaltungskraft auf den kommunalen Entscheidungsprozess
aus. Wobei manches Mal die Frage zu stellen ist, ob die Birgermeister in
der Lage sind, unabhingig von ihrer Parteizugehorigkeit — sofern sie denn
existiert — eine eigenstandige und starke Rolle zu spielen, ober ob sie sich
nicht doch eher Parteiinteressen unterordnen missen. In den meisten
Fillen aber priagen die hauptamtlichen Birgermeister das lokale Gesche-
hen und ziehen das »Licht der kommunalen Offentlichkeit« auf sich. Nicht
zuletzt riicken sie in den Mittelpunkt der lokalen Presseberichterstattung.

Man kann auch einen Zusammenhang zwischen Groffe der Kommune,
Kandidatenangebot und Parteieneinfluss erkennen: Je kleiner die Kom-
mune ist, desto konzentrierter ist das Kandidatenangebot. Je grofer wie-
derum die Gemeinde ist, desto grofer ist der Einfluss der Parteien auf die
Biirgermeisterwahl und desto grofSer ist das Kandidatenangebot. Im Ver-

Tab. 10: Anteil an Stichwahlen und Stimmenanteile der gewahlten Burger-
meister in Prozent

Jahr Anteil Stichwahl (@)h]V] SPD Unabhangige Sonstige

1999 30,8 66,4 19,9 11,9 1,8
2004 27,9 57,1 25,0 16,9 1,0
2009 - 54,3 29,3 15,3 1,1
2014/ 21,7 52,4 28,9 14,4 4,3
20152

2020% 30,8 46,0 27,1 18,7 8,2

" 2009 fanden auf Beschluss der damaligen Landesregierung keine Stichwah-
len statt (s. 0.). ? Unterschiedliche Wahlzeitpunkte infolge einer Novellierung
der Wahlperiode (s. 0.) ¥ Bei der Biurgermeisterdirektwahl 2020 wurde nur in
380 Kommunen gewahlt, weil in den restlichen 16 Kommunen bereits zuvor
durch das Ausscheiden von Amtsinhabern Neu- bzw. Nachwahlen stattfinden
mussten. Diese 16 bereits gewahlten Personen brauchten nach nordrhein-
westfalischem Kommunalrecht 2020 nicht zur Blrgermeisterdirektwahl antre-
ten, so z. B. der Duisburger Oberbirgermeister Séren Link von der SPD.
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gleich zu den Ratswahlen ist der Einfluss der Parteiorientierung auf das
Wahlverhalten bei Biirgermeisterwahlen jedoch eher gering: Man kann
einen niedrigen Stammwihleranteil beobachten. Die Kandidatenorien-
tierung gilt als stirkerer Einflussfaktor. Diese ist wiederum von der Kan-
didatenkonstellation, dem taktischen und strategischen Wahlverhalten der
Anhangerinnen und Anhinger kleinerer Parteien und dem Kandidaten-
profil abhingig. Insgesamt kann man die Birgermeisterwahl in Abgren-
zung zu den Ratswahlen eindeutig als Personenwahl einstufen.

Prigende Kennzeichen fiir die Birgermeisterwahl als Personenwahl
sind also

e cin relativ niedriger Stammwihleranteil,

e ein schwicherer Einfluss der Parteiorientierung auf das Wahlverhalten,

e cine zunechmende Kommunalorientierung der Wihlerinnen und
Waibhler sowie

e cine Profil- bzw. Kandidatenorientierung als stirkster Erklarungsfaktor
(Kost 2010, 237 ff.).

3 Gemeinderat: wichtigstes Organ der
Gemeinde

Der Rat bzw. Gemeinderat entscheidet grundsatzlich in allen Angelegen-
heiten der Gemeinde, die das Gesetz nicht ausdricklich einem anderen
Organ zugewiesen hat. Als politische Vertretung der Biirgerschaft obliegt
ihm die Zustindigkeit fiir alle Grundsatz- und Leitungsentscheidungen. Er
bildet fiir verschiedene Aufgabengebiete Ausschiisse, die entsprechend der
Fraktionsstirke besetzt werden. In den meisten Ausschiissen konnen im
Ubrigen auch sogenannte »sachkundige Birger« bzw. Einwohner und
Einwohnerinnen mitarbeiten (§ 58 GO).

Die Aufgaben des Rates (§ 41 GO) sind sehr umfangreich und bestehen
unter anderem darin, der Verwaltung Auftrige zu erteilen, diese zu kon-
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trollieren, Richtlinien und Grundsitze vorzugeben, nach denen die Ver-
waltung arbeiten kann, Fihrungspersonal zu wahlen bzw. zu ernennen
(siche Beigeordnete) sowie durch Satzungen ortliches Recht zu setzen.
Aufgrund der Komplexitit und der Vielzahl der Aufgaben kann der Rat im
Rahmen einer Arbeitsteilung Entscheidungskompetenzen an Ausschisse
und Bezirksvertretungen tibertragen oder an den Birgermeister delegie-
ren. Ein alleiniges Entscheidungsrecht besitzt der Rat jedoch iber die
Haushaltssatzung und den Stellenplan der Gemeinde. Ferner kann er auch
Geschifte der laufenden Verwaltung, die im Normalfall der Biirgermeister
erledigt, wieder an sich ziehen — das sogenannte Riickholrecht des Rates.
Dies bedeutet fiir den Rat eine recht starke Stellung, und gleichzeitig muss
er der Versuchung widerstehen, seine Aufgabenhoheit tiber ein verninf-
tiges Maf$ hinaus zu erweitern.

Im Gegenzug ist es fiir die ehrenamtlichen Ratsmitglieder aber
schwierig genug, die von der Kommunalverfassung beabsichtigte Kon-
trolle der hauptamtlichen Verwaltung zu leisten. Die nordrhein-westfali-
sche Praxis zeigt nimlich, dass sehr viele Initiativen im kommunalen
Willensbildungsprozess von der Gemeindeverwaltung ausgehen. Die
Mehrheit der Vorlagen und der Antrage, die in den Kommunalvertretun-
gen bzw. Riten beraten und beschlossen werden, stammen aus der Ver-
waltung. Besonders die Verwaltungsvorlagen sind ein Instrument, mit dem
die Verwaltungsmitglieder direkten Einfluss auf die kommunalen »Frei-
zeitpolitiker und -aktivisten« nehmen kénnen - ein erhebliches Steue-
rungspotenzial, das z. T. in dem Schlagwort »Expertokratie« zum Ausdruck
kommt. So findet auch hier ein Balanceakt statt, in der sich die Verwaltung
zurticknehmen muss, um nicht der Versuchung zu erliegen, selbst Politik
zu machen. Die teilweise begonnenen Verwaltungsstrukturreformen in
den Kommunen haben daher auch das Ziel, die engen Verflechtungen
zwischen Rat und Verwaltung aufzuldsen. So soll das (zugegebenermaflen
abstrakte und nicht immer durchsetzbare) Postulat angestrebt werden, dass
die Politik Gber das »Was« und die Verwaltung tber das »Wie« zu ent-
scheiden hat. Dabei stehen Fragen politisch-administrativer Transparenz
und haushaltsrelevanter Kostenminimierung im Vordergrund.

Der Gemeinderat wird von der Birgerschaft fiir die Dauer von fiinf
Jahren in freier und geheimer Wahl gewihlt. Die Anzahl der gewihlten
Ratsmitglieder hingt von der Grofe der jeweiligen Kommune ab. Die
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Bestimmungen dafiir sind im Kommunalwahlgesetz festgelegt. So ist bei-
spielsweise fir eine Stadt mit einer Bevolkerungszahl von tGber 700000
Einwohnern wie Koln eine Ratsmitgliederzahl von mindestens neunzig
vorgeschrieben, wihrend in dem Eifelort Heimbach mit weniger als 5000
Einwohnern die Zahl der Ratsmitglieder bei mindestens zwanzig liegen
muss. Schlieflich kann sich im Einzelfall die Anzahl der Ratsmitglieder
durch sogenannte Uberhangmandate noch erhohen. Ein Uberhangmandat
ist das von einer Partei tiber die ihr nach dem Verhiltniswahlrecht zuste-
henden Mandate hinaus durch die Mehrheitswahl erworbene Direkt-
mandat.

Um als Ratsmitglied gewahlt zu werden, muss man am Wahltag
Deutscher nach Art. 116 Abs. 1 GG sein bzw. die Staatsbiirgerschaft eines
Mitgliedslandes der Europiischen Union besitzen und mindestens 18 Jahre
alt sein. Auflerdem verbietet das Kommunalwahlgesetz ausdricklich die
gleichzeitige Zugehorigkeit zu Rat und Kommunalverwaltung sowie die
gleichzeitige Austibung des Biirgermeisteramtes sowie des Amtes als
Ratsmitglied. Diese Inkompatibilitit ist damit begrindet, dass die Ver-
waltung den Auftrag hat, dem Rat — dem Hauptorgan der Gemeinde -
zuzuarbeiten, und von diesem wiederum unabhingig kontrolliert werden
muss. Die verschiedenen Gemeindeorgane diirfen also nicht miteinander
verflochten sein. Im Kommunalwahlgesetz finden sich im Ubrigen auch
Details und Verfahrensvorschriften zu den Wahlvorschlagen, die durch die
politischen Parteien, Wahlergruppen oder auch einzelne Wahlberechtigte
eingebracht werden konnen.
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4 Wer darf mitmachen?
Beteiligungsmaoglichkeiten in der
Kommunalpolitik

4.1 Wahlen und Wahlsystem

Die Spielregeln einer Kommunalwahl bzw. das aktive Wahlrecht werden
in dem vom nordrhein-westfilischen Landtag beschlossenen Kommunal-
wahlgesetz und in der die Details bestimmenden Kommunalwahlordnung
festgelegt. Wahlberechtigt ist, wer die deutsche Staatsbirgerschaft bzw. die
Staatsburgerschaft eines anderen Mitgliedslands der Europaischen Union
besitzt sowie mindestens 16 Jahre alt ist. Die Wahlberechtigung ist au-
Berdem daran gekniipft, mindestens seit dem 16. Tag vor der Wahl seinen
Hauptwohnsitz in der Gemeinde gemeldet zu haben. Insgesamt sind rund
14 Millionen Personen in Nordrhein-Westfalen wahlberechtigt.

Neben den Stadt- und Gemeinderiten wurde 2020 erstmals das Ruhr-
parlament, die regionale Vertretung der elf kreisfreien Stadte und vier
Kreise des Ruhrgebietes, von den mehr als zwei Millionen wahlberech-
tigten Biirgerinnen und Birgern im Bereich der Ruhrmetropole direkt
gewihlt. Ferner gibt es Integrationsrite (§ 27 GO), die auch Einwohne-
rinnen und Einwohnern ohne EU-Staatsbiirgerschaft ein Wahlrecht er-
moglichen. Diese Rite sind die Fachgremien zur Gestaltung einer Inte-
grationspolitik in den Kommunen und die einzig demokratisch
legitimierte Vertretung aller Migrantinnen und Migranten Nordrhein-
Westfalens. In einhundert Stidten und Gemeinden wurden am 13. Sep-
tember 2020 die Integrationsrite und einige Integrationsausschiisse neu
gewihlt. Frauen und Manner aus 117 Landern kandidierten fir die ins-
gesamt einhundert Integrationsrite und sieben Integrationsausschisse. Die
landesweite durchschnittliche Wahlbeteiligung lag jedoch nur bei rund 13
Prozent.

Bei der Ratswahl in Nordrhein-Westfalen geht die Halfte der insgesamt
zu vergebenen Mandate an die Bewerber in den Wahlbezirken, die jeweils
die einfache Mehrheit der giiltigen Stimmen erreicht haben. Die andere
Hilfte der Sitze wird unter Zuhilfenahme eines Verhaltnisausgleichs den
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Reservelisten der Parteien und der Wahlergruppen zugewiesen. Mit dem
seit August 2009 bis Juli 2024 giltigen Verfahren nach André Sainte-Lagué
erfolgt die Umsetzung nach verschiedenen Berechnungsarten (z. B.
Héchstzahlverfahren oder Divisorverfahren). Im Juli 2024 stimmte der
Landtag wieder tiber Anderungen bei der Berechnung der Sitzverteilung in
den Riten und Kreistagen beim Kommunalwahlrecht ab. Verabschiedet
wurde mit den Stimmen der Regierungsparteien CDU und Griine sowie
der grofiten Oppositionspartei SPD ein Quotenverfahren mit prozentua-
lem Restausgleich, um einen gerechteren Erfolgswert der Stimmen zu er-
reichen und eine weitere Zersplitterung der Kommunalparlamente zu
verhindern. Das gebriuchliche Divisorverfahren mit Standardrundung
nach Sainte-Lagué wirkt eher zugunsten kleiner Parteien und Wahler-
gruppen. Die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung billigt dem Gesetz-
geber bei der Wahl des Zuteilungsverfahrens der Sitze einen gewissen Er-
messensspielraum zu. Die FDP will allerdings gegen das neue Verfahren
zur Kommunalwahl 2025 vor dem Landesverfassungsgerichtshof klagen.
Ergebnis offen ...

Obwohl das bis zur Kommunalwahl 2004 angewendete Verfahren nach
Hare/Niemeyer bei der Verteilung des letzten Sitzes in bestimmten Fallen
kleinere Parteien begiinstigte, hatte der nordrhein-westfalische Landes-
verfassungsgerichtshof in Miinster mit seinem Urteil vom 6. Juli 1999 auch
die Finf-Prozent-Klausel bei Kommunalwahlen fiir verfassungswidrig er-
klart, weil sie die Chancengleichheit der kleineren Parteien verletze. Dar-
aufhin hob der Landtag am 14. Juli 1999 einstimmig die Finf-Prozent-
Klausel mit sofortiger Wirkung auf. Damit erhohte sich, bedingt durch die
Zahl der zu vergebenden Mandate, einschlieflich der Gemeindegrofe, der
Anteil der in den Gemeinden vertretenen kleineren Parteien und Wih-
lergruppen. Die Installierung einer »verdeckten, nicht offiziell benannten
Sperrklausel durch die damalige Landesregierung mit der Mindestsitz-
zahl 1 aus dem reformierten Kommunalwahlgesetz von 2007 erklirte das
Landesverfassungsgericht am 16. Dezember 2008 fir verfassungswidrig, da
es in einem Gemeinderat mit zwanzig Sitzen faktisch wieder eine Fiinf-
Prozent-Sperrklausel bedeutet hitte. Und auch eine in der Landesverfas-
sung verankerte 2,5-Prozent-Hiirde wurde vom Verfassungsgerichtshof im
Jahr 2017 aus praktisch identischen Griinden aufgehoben.
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Tab. 11: Ratswahlen in den kreisfreien Stadten und Kreisen 1946-2020

Jahr Wabhlbeteiligung SPD cbu FDP  Grine Sonstige
1946 74,4 33,4 46,0 4,3 - 16,3
1948 69,0 35,9 37,6 6,9 - 19,6
1952 76,0 36,1 35,6 12,6 - 15,7
1956 76,9 44,2 38,2 9,6 - 8,0
1961 78,2 40,7 45,0 10,2 - 4.1
1964 76,2 46,6 43,1 8,0 - 2,3
1969 68,6 45,6 45,7 6,3 - 2,4
1975 86,4" 45,5 46,1 7.1 - 1,3
1979 69,9 44,9 46,3 6,5 0,9 1,3
1984 65,8 42,5 42,2 4,8 8,2 2,3
1989 65,6 43,0 37,5 6,5 8,3 4,7
1994 81,7" 42,3 40,3 3,8 10,2 3,5
1999 55,0 33,6 49,1 4,2 6,7 6,4
2004 54,4 31,7 43,4 6,8 10,3 7.8
2009 52,3 29,4 38,6 9,2 12,0 10,8
2014 50,0 31,4 37,5 4,7 11,7 14,7
2020 51,9 24,3 34,3 5,6 20,0 15,82

Wahlbeteiligung und Stimmenanteile in Prozent. " Die hohen Wahlbeteili-
gungen bei den Kommunalwahlen 1975 und 1994 sind dadurch begrindet,
dass zum gleichen Zeitpunkt Landtagswahlen (1975) bzw. Bundestagswahlen
(1994) stattfanden. ? Dabei entfielen auf die AfD 5,0 Prozent, auf Die Linke
3,8 Prozent, und die verschiedenen unabhangigen Wahlergruppen erhielten

4,4 Prozent.

Im Unterschied zu den Birgermeisterwahlen sind die Ratswahlen in

Nordrhein-Westfalen Parteienwahlen. Kennzeichen dieser Wahlen sind
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e der abnehmende Stammwahleranteil, der allerdings Gber dem Anteil
bei den Direktwahlen der Biirgermeister liegt;

e die geringe Wahlermobilisierung, die seit Ende der 1990er-Jahre zu den
niedrigen Beteiligungen an Kommunalwahlen fihrt;

e der Einfluss der Parteiorientierung auf das Wahlverhalten, der trotz ei-
niger Unterschiede zwischen den Wahlebenen als gesamtsystemischer
Faktor zu betrachten ist.

4.2 Biirgerbegehren und Biirgerentscheid — echte
Formen unmittelbarer Demokratie

Der bekannte Direkte-Demokratie-Forscher Silvano Mockli aus der
Schweiz bewertet die Nutzung direktdemokratischer Instrumente folgen-
dermaflen: Diese »dienen den Parteien als Werkzeuge, unliebsame Ent-
scheidungen zu verhindern bzw. eigene Forderungen wenigstens teilweise
durchzusetzen« (Mockli 1994, 233). Positiver ausgedricke erhalten die
Birgerinnen und Birger auf kommunaler Ebene von den verantwortli-
chen Entscheidungstragern vielfaltige Moglichkeiten der Beteiligung, z. B.
Einwohnerantrag, teilweise Biirgerhaushalt, Birgerrite oder Mediations-
verfahren. Doch kénnen die genannten Beteiligungsinstrumente aufgrund
ihres informellen Charakters keine verbindlichen politischen Entschei-
dungen erzwingen. Wenn es um unmittelbare burgerschaftliche Ent-
scheidungsrechte in politischen oder administrativen Fragen geht, konnen
in der deutschen Selbstverwaltungsorganisation auf kommunaler Ebene
nur Biirgerbegehren und Biirgerentscheid als Elemente direkter Demo-
kratie gelten. Nur durch diese Instrumente wird den Birgerinnen und
Biirgern bei wichtigen kommunalen Angelegenheiten (z. B. tber die
Nutzung offentlicher Einrichtungen oder die Erstellung von Verkehrs-
konzepten) ein unmittelbares Mitspracherecht eingerdumt. Sie bilden das
Kernstiick unmittelbarer Demokratie in der nordrhein-westfalischen Ge-
meindeordnung und sind in den Bestimmungen des § 26 GO (analog § 23
Kreisordnung) enthalten. Alle wahlberechtigten Biirgerinnen und Biirger
konnen beantragen, dass sie an Stelle des Rates tiber eine Angelegenheit der
Gemeinde selbst entscheiden. Der Antrag als solcher ist das Biirgerbegehren,
die Abstimmung in der Sache der Burgerentscheid. Der Rat kann aufier-
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dem mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mit-
glieder beschliefen, dass tiber eine Angelegenheit der Gemeinde ein Biir-
gerentscheid stattfindet, der sogenannte Ratsbiirgerentscheid.

In Nordrhein-Westfalen wurden beispielsweise seit 1994, also seit Ein-
fihrung dieses Partizipationsinstruments, bis Ende 2022 943 Biirgerbe-
gehren eingereicht (die Angaben beruhen auf Erhebungen von Mehr De-
mokratie e. V. aus dem Biirgerbegehrensbericht 2023). Damit kommt
weniger als ein Zehntel der Gemeinden und Stidte in Nordrhein-Westfa-
len jahrlich mit einem offiziellen Birgerbegehren in Berthrung. Aufler-
dem wurden rund 35 Prozent dieser Biirgerbegehren fiir unzulissig erklart.
Durchschnittlich nur gut zwei Prozent der Kommunen haben in Nord-
rhein-Westfalen bisher pro Jahr einen Biirgerentscheid durchgefiihrt.
Rund 38 Prozent der Biirgerentscheide waren dabei im Sinne der Bir-
gerbegehren erfolgreich. Thr Ziel verfehlten allerdings tber vierzig Prozent
der Entscheide schon deswegen, weil die Mehrheit nicht mindestens ge-
staffelt zehn bis zwanzig Prozent (bis 2000 25 Prozent, bis 2011 20 Prozent)
der Abstimmungsberechtigten ausmachte. Mit dieser hohen Quote der
Nicht-Erreichbarkeit lag Nordrhein-Westfalen auf dem letzten Platz eines
Liandervergleichs, denn der Anteil im Bundesdurchschnitt betragt lediglich
zwolf Prozent. Wie bereits eine empirische Untersuchung vor einigen
Jahren zeigte (Kost 2002), ist das Abstimmungsquorum bzw. die zur Wahl
eines Sachverhaltes erforderliche Zahl von Wihlern — neben dem Nega-
tivkatalog und dem Zwang eines Vorschlags zur Kostendeckung — eine
beachtliche »institutionelle Hiirde« bei der Realisierung eines Biirgerbe-
gehrens bzw. eines Birgerentscheids.

Im Dezember 2011 reagierte daher der nordrhein-westfalische Landtag
und vereinfachte die Durchfithrungsbestimmungen fiir Biirgerbegehren.
Die damalige Minderheitsregierung aus SPD und Griinen (und in dem Fall
unterstiitzt von den Linken) dnderte die Gemeindeordnung und ermog-
lichte bspw. die bis dato ausgeschlossene Einleitung von Bauleitplanver-
fahren. Damit lieen sich nun auch erstmalig Begehren iiber den Bau von
Einkaufszentren oder die Ausweisung von Gewerbegebieten realisieren.
Zudem wurde der Zwang des Kostendeckungsvorschlags durch die einfa-
chere Kostenschitzung ersetzt, die zudem nunmehr nicht die Initiatorin-
nen und Initiatoren eines Birgerbegehrens, sondern die Kommunalver-
waltungen selbst erstellen miissen. Die dabei von den Verwaltungen
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errechneten Kosten miissen diese dann nur noch auf ihre Unterschriften-
liste Gibernehmen. Nicht zu unterschitzen war auch die Anderung bzw.
Einfithrung der bereits erwihnten gestaffelten Abstimmungshiirde bei
Biirgerentscheiden. So liegt in Stddten mit Giber 50000 Einwohnern die
Hirde nur noch bei 15 Prozent und in Kommunen mit @iber 10000 Ein-
wohnern bei zehn Prozent. Auf diese Weise hat Nordrhein-Westfalen
deutlich anwendungsfreundlichere Regelungen fiir Burgerbegehren und
Buirgerentscheid erhalten. Im Dezember 2018 hat der Landtag zudem eine
weitere Verbesserung der Regeln fiir Biirgerbegehren beschlossen: Seit
2019 konnen direktdemokratische Initiativen in Stidten und Gemeinden
bereits vor Beginn der Unterschriftensammlung auf ihre Zulidssigkeit ge-
prift werden. Bisher geschah dies erst nach Einreichung der Unterschrif-
ten. Nordrhein-Westfalen ist im Vergleich aller Bundesldnder mittlerweile
das Flichenland, in denen pro Kommune am haufigsten Biirgerbegehren
initiiert werden. Auflerdem gelten in Nordrhein-Westfalen seit 2022
Transparenzpflichten fiir Zuwendungen von Dritten bei einem Burger-
begehren. Eine namentliche Nennung ist ab einer Summe von 10000 Euro
verpflichtend.

Dennoch ist zu beobachten, dass diese Partizipationsinstrumente in
Nordrhein-Westfalen tiberwiegend auf den Widerstand der Gemeinderite
und der Kommunalverwaltungen stoffen, obwohl es weder die Regel ist,
dass bei Birgerentscheiden diffuse Sachthemen zur Abstimmung gelan-
gen, noch die Verantwortung der gewihlten Ratsvertreter plebiszitdr aus-
gehebelt wurde. Die Gberschaubare Anwendung bestitigt eigentlich den
Ausnahmecharakter des Gemeindeparagraphen iber Birgerbegehren und
Biirgerentscheid. Insgesamt wurden Biirgerbegehren und Biirgerentscheid,
nicht zuletzt wegen der Zulassigkeitsvoraussetzungen, von den Birgerin-
nen und Birgern sowie Interessengruppen dosiert angewendet. Die Rele-
vanz von Birgerbegehren und Biirgerentscheiden ist in den vergangenen
Jahren aber deutlich gestiegen. Hin und wieder erinnerte diese Form der
unmittelbaren Birgerbeteiligung die kommunalpolitisch Verantwortli-
chen daran, dass auch ihre Handlungssouveranitit inhaltlich und zeitlich
begrenzt ist und der Biirgerstatus im Hinblick auf eine ausgeweitete Di-
mension von politischer Partizipation gegeniber (mdglicher) Uneinsich-
tigkeit und Ignoranz an Einfluss gewonnen hat. Ein Mehr an direkter
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Demokratie kommt durch das geschaffene institutionalisierte Partizipati-
onsinstrument jedoch blofS tendenziell zustande.

5 Parteienlandschaft im Wandel

Die Parteien stehen offenbar nicht mehr hoch im Kurs. Bei der Kommu-
nalwahl 2020 gingen gerade einmal mehr oder weniger die Halfte der
Wahlerinnen und Wihler zu den Urnen, um bei den Parteien und ihren
Kandidaten ihre Stimmen abzugeben: Die Wahlbeteiligung lag landesweit
bei 51,9 Prozent (das Rekordtief war 2014 mit fiinfzig Prozent). Die grofite
Wahlmiuidigkeit war bei der Ratswahl in Duisburg mit einer Beteiligung
von nur noch 39,1 Prozent zu verzeichnen (minus 1,3 Prozentpunkte ge-
genliber 2014). Die hochste Wahlbeteiligung einer kreisfreien Stadt gab es
in Munster mit 63 Prozent, danach folgte zusammengerechnet der Kreis
Coesfeld mit 62,3 Prozent. Liutet hier bereits auf kommunaler Ebene das
Totenglockchen fiir die Parteien? Nun, soweit ist es wohl doch noch nicht -
auch weil die demokratischen Parteien in Nordrhein-Westfalen fest ver-
ankerte regionale Wurzeln aufweisen. Aber Setzrisse in einem fluid ge-
wordenen Parteiensystem sind nicht zu tGbersehen.

Im Laufe der nordrhein-westfalischen Wahlgeschichte haben neben der
Konzentration auf die beiden grofSen Parteien CDU und SPD bisher noch
FDP, Die Grinen, Zentrum, DKP sowie viele Rathausparteien in Form
von Wahlergruppen in den Kreisen, Stadten und Gemeinden eine grofiere
Rolle gespielt. Seit 1999 hat sich das bis dahin vorherrschende Krafte-
gleichgewicht zwischen CDU und SPD auf kommunaler Ebene in Nord-
rhein-Westfalen (unter Bertcksichtigung verschiedener regionaler Aus-
pragungen) zugunsten der CDU verschoben (»Tab. 11). Dennoch
verzeichnete die CDU 2020 mit 34,3 Prozent ihr historisch schlechtestes
Wahlergebnis bei Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfalen. Die SPD
»eiferte« ihr nach, da sie 2020 ebenfalls das historisch schlechteste Ergebnis
einfuhr. Die Partei sank landesweit mit 24,3 Prozent erstmalig unter 25
Prozent. Selbst in den Grofstadten, bis auf einige Kommunen im Ruhr-
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gebiet, verlor sie ihre einstige Vormachtstellung. Die Griinen erzielten in
den Grof$stadten tiberproportional gute Ergebnisse — in Aachen erreichten
sie mit 34,1 Prozent ihr bestes GrofSstadtergebnis und wurden deutlich wie
nie prozentual drittstirkste Kraft in Nordrhein-Westfalen. Die FDP zeigte
sich auf niedrigem Niveau leicht verbessert: Mit landesweit 5,6 Prozent lag
sie knapp tiber dem Gesamtergebnis von 2014 mit 4,7 Prozent. Die Linke
blieb mit 3,8 Prozent klar unter ihren Anspriichen. Die rechtspopulistische
und in Teilen als rechtsextremistisch eingestufte AfD konnte bei der
Kommunalwahl 2020 zwar Mandate hinzugewinnen, verfehlte aber mit
finf Prozent der Gesamtstimmen die Erwartungen. Bei Veréffentlichung
dieses Buches diirfte aufgrund der gesellschaftlichen Stimmungslage in
Deutschland die Zustimmung fir die AfD allerdings wohl hoher liegen.
Man darf auf das Ergebnis der Kommunalwahlen 2025 im bevolkerungs-
reichsten Bundesland sehr gespannt sein. SchliefSlich dokumentierten die
freien und unabhingigen Wihlergruppen mit einem landesweiten Er-
gebnis von 4,4 Prozent, dass sie insbesondere in kleineren Stidten und
Gemeinden eine durchaus wichtige Rolle spielen und die 6rtlichen Par-
teiensysteme auflockern. Eine vergleichbare Bedeutung wie bspw. die
Wahlergemeinschaften in Baden-Wiirttemberg erringen sie jedoch nicht.
Insgesamt sind die Wahlerinnen und Wahler in Nordrhein-Westfalen noch
beweglicher geworden, und die Bindungen an soziale Milieus haben sich
erkennbar gelockert — Wechselwiahler spielen eine zunehmend zentrale
Rolle, und die Mehrheit der Nichtwiéhler irritiert schon langst die Parteien
bzw. fordert das demokratische System hinsichtlich seiner Selbstwirk-
samkeit heraus.

6 Kommunalpolitik im Umbruch

Die politischen Krafteverhiltnisse haben sich auch deshalb weiter ver-
schoben, weil die Direktwahl der Birgermeister und Landrite sowie die
direkten Partizipationsinstrumente (Birgerbegehren und Burgerent-
scheid) Personlichkeiten und Sachthemen deutlicher in den Vordergrund
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gertickt haben. Dadurch wurde die Bedeutung der Parteien etwas relati-
viert, aber sie spielen dennoch als Akteure im politischen System einen
wichtigen Part. Das nordrhein-westfalische Parteiensystem ist weiterhin
recht stark ausgepragt und in seinen Entscheidungslogiken immer noch
tiberwiegend konkurrenzdemokratisch ausgelegt (im Gegensatz zur kon-
kordanzdemokratischen Ausrichtung mit eher geringer Parteipolitisierung
in Baden-Wiirttemberg). Dadurch kénnen z. B. in Nordrhein-Westfalen
gerade dort Konfliktsituationen entstehen, wo die Parteizugehorigkeit
eines Birgermeisters von der Parteienmehrheit im Rat abweicht. Hier sind
insbesondere in schwierigen Haushaltssituationen Birgermeister mit
Verwaltungserfahrung gefragt, um gegeniiber den Parteien bestehen zu
konnen sowie Durchsetzungs- und Handlungsféahigkeit zu demonstrieren.

Vielleicht bieten Diskussionen wie z. B. die Offnung der bisher starren
Parteilisten bei Wahlen fir das Panaschieren und Kumulieren' einen An-
knipfungspunkt fir eine gerechtere und spannendere Beteiligung der
Biirgerinnen und Birger an Wahlen bzw. der Parteiendemokratie. Nord-
rhein-Westfalen und das Saarland sind die beiden letzten Flachenlander, in
denen nicht »a la carte« gewahlt werden kann, also kein personenorien-
tiertes Kommunalwahlrecht mit Kumulieren oder Panaschieren zur Ver-
fiigung steht. Ob dadurch der existierende Wahlerfrust beseitigt werden
kann, bleibt offen. Aber es gilt, dass Parteien und Wahlen ein wichtiges
Grundelement demokratischer Mitbestimmung sind. SchlieBlich ist es nie
zu spit und gleichzeitig eine demokratische Kernaufgabe, durch eine
glaubwiirdige und tberzeugende Politik die Verdrossenheit der Biirge-
rinnen und Biirger an den Parteien zu verringern. So werden weiterhin die
schwierige Situation der Gemeindefinanzen, die Aufnahme von gefliich-
teten Menschen in die Gemeinden, die Bereitschaft zu kommunalpoliti-
schem Engagement sowie der auch fiir Nordrhein-Westfalen relevante
Faktor der Gemeindegrofe das politische Klima in den Kommunen des
bevolkerungsreichsten Bundeslandes in den kommenden Jahren nach-
haltig beeinflussen.

1 Die beiden Fachbegriffe lassen sich auch mit »Verteilen« und »Haufeln« der
Stimmen Ubersetzen. So konnen beispielsweise die Wahler in Stiddeutschland
mehrere Stimmen auf unterschiedliche Parteilisten verteilen (panaschieren) oder
bei einem Kandidaten aufhaufen (kumulieren).

208

© 2025 W. Kohlhammer, Stuttgart



Nordrhein-Westfalen

Literaturhinweise

Gehne, David H. (2008): Biirgermeisterwahlen in Nordrhein-Westfalen. Wiesbaden
(VS Verlag fir Sozialwissenschaften).

Korte, Karl-Rudolf (2020): Wahlen in Nordrhein-Westfalen. Kommunalwahl -
Landtagswahl — Bundestagswahl — Europawahl. 5. Aufl., Frankfurt am Main
(Wochenschau Verlag).

Kost, Andreas (2002): Demokratie von unten. Biirgerbegehren und Birgerent-
scheide in NRW. Schwalbach/Ts. (Wochenschau Verlag).

Kost, Andreas (2010): Kommunalpolitik in Nordrhein-Westfalen. In: Kost, Andreas/
Wehling, Hans-Georg (Hrsg.): Kommunalpolitik in den deutschen Lindern. Eine
Einfihrung. 2. Aufl., Wiesbaden (VS Verlag fir Sozialwissenschaften), S. 231-
254.

Kost, Andreas (2021): Die Entwicklung der direkten Demokratie in Nordrhein-
Westfalen. In: Heuner, Hermann K./Pautsch, Arne/Wittreck, Fabian (Hrsg.):
Direkte Demokratie. Festschrift fir Otmar Jung. Stuttgart (Richard Boorberg
Verlag), S. 331-348.

Kost, Andreas (2022): Biirgermeister in Nordrhein-Westfalen. In: Witt, Paul (Hrsg.):
Karrierechance Biirgermeisteramt. Leitfaden fiir die erfolgreiche Kandidatur und
Amtsfithrung. 3. Aufl,, Stuttgart (Richard Boorberg Verlag), S. 243-257.

Marschall, Stefan (Hrsg.) (2013): Parteien in Nordrhein-Westfalen. Essen (Klartext
Verlag).

Mockli, Silvano (1994): Direkte Demokratie. Ein Vergleich der Einrichtungen und
Verfahren in der Schweiz und Kalifornien, unter Berticksichtigung von Frank-
reich, Italien, Dinemark, Irland, Osterreich, Liechtenstein und Australien. Ber-
lin/Stuttgart/Wien (Nomos Verlag).

209

© 2025 W. Kohlhammer, Stuttgart



	Deckblatt
	Titelseite
	Impressum
	Inhaltsverzeichnis
	Nordrhein-Westfalen
	1 Nordrhein-Westfalen im Spiegelbild von Zahlen und Aufgaben
	2 Bürgermeister und Bürgermeisterinnen: zentrale kommunale Akteure
	3 Gemeinderat: wichtigstes Organ der Gemeinde
	4 Wer darf mitmachen? Beteiligungsmöglichkeiten in der Kommunalpolitik
	4.1 Wahlen und Wahlsystem
	4.2 Bürgerbegehren und Bürgerentscheid – echte Formen unmittelbarer Demokratie
	5 Parteienlandschaft im Wandel
	6 Kommunalpolitik im Umbruch
	Literaturhinweise




